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Vorwort zur 2. Auflage

Nach der vor etwa drei Jahren erschienenen und sehr freundlich aufgenommenen ersten
Auflage des Handbuchs des Krankenversicherungsrechts legen die Autoren nunmehr eine
wesentlich überarbeitete, aktualisierte und erweiterte Zweitauflage vor. Aus der zwischen-
zeitlich erfolgten umfangreichen Gesetzgebung, die in das Handbuch einzuarbeiten war,
verdienen besondere Erwähnung das Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz und das GKV-
Finanzierungsgesetz jeweils v. 22.12.2010, das GKV-Versorgungsstrukturgesetz v. 22.12.
2011 sowie das Gesetz zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen und Patienten v.
20.2.2013. In das Handbuch neu aufgenommen wurde eine Darstellung der Aufsicht über
die Krankenkassen und ihre Verbände (§ 36). Der bisherige § 36 ist in einen neuen § 37
aufgegangen, der die Überschrift trägt: „Grundlagen des GKV-Finanzierungsrechts, insbe-
sondere das Beitragsrecht“.
Das BVerfG sprach in seinem Urteil v. 10.6.2009 in Bezug auf das GKV-Wettbewerbsstär-

kungsgesetz v. 26.3.2007 von der berechtigten „Intention des Gesetzgebers, die Versiche-
rungssysteme von gesetzlicher und privater Krankenversicherung dauerhaft voneinander
abzugrenzen. Der Gesetzgeber will das duale Krankenversicherungssystem erhalten und stär-
ken; dabei soll auch die private Säule zur Vollfunktionalität gelangen und ihre Mitglieder in
gleicher Weise wie die öffentlichrechtliche Versicherung umfassend, rechtssicher und dauer-
haft absichern“ (BVerfGE 123, 186 [250]). Daran hat sich auch in der Zwischenzeit nichts
geändert. Der Bundesminister für Gesundheit vertrat im Sommer 2013 die Auffassung, die
Bundesrepublik Deutschland habe „mit dem dualen System gesetzlicher und privater Kran-
kenversicherungen das leistungsfähigste Gesundheitssystem der Welt“ (Frankfurter Allge-
meine Zeitung v. 8.7.2013, S. 19).
Das vorliegende Handbuch hat auch weiterhin zum Ziel, die Strukturen sowohl der ge-

setzlichen als auch der privaten Krankenversicherung im Wege der systematischen Durch-
dringung verschiedener Rechtsbereiche in einem Band herauszuarbeiten. Der Erste Teil des
Handbuchs enthält einen Überblick über das duale Krankenversicherungssystem sowie eine
Darstellung der verfassungsrechtlichen und europarechtlichen Grundlagen der Krankenver-
sicherung. Daran schließen sich im Zweiten und Dritten Teil Untersuchungen vielfältiger
Rechtsfragen der gesetzlichen und der privaten Krankenversicherung an. Dass insoweit die
Behandlung von Problemen der gesetzlichen Krankenversicherung einen größeren Raum
einnimmt, beruht auf der besonderen juristischen und ökonomischen Bedeutung dieser
Sozialversicherung, in deren Schutz knapp 90 Prozent der Bevölkerung in Deutschland
einbezogen sind und deren Ausgaben im Jahre 2012 über 180 Milliarden Euro betrugen.
Obwohl es durch die Verpflichtung der privaten Krankenversicherer zum Angebot eines
Basistarifs mit Kontrahierungszwang und durch weitere Maßnahmen zu einer teilweisen
Annäherung der Systeme von gesetzlicher und privater Krankenversicherung gekommen
ist, überwiegen immer noch deutliche Unterschiede.
Die notwendige Stoffauswahl und die Schwerpunktsetzungen im Handbuch erfolgten

vor allem im Hinblick auf diejenigen Rechtsprobleme, die für die juristische Praxis wesent-
lich sind.
Für vielfältige Unterstützung danke ich wiederum sehr dem Deutschen Institut für Ge-

sundheitsrecht (DIGR).
Herrn Jann Ferlemann, der Mitarbeiter an meinem Lehrstuhl ist, sowie Frau Referendarin

Julia Knabe und Frau Referendarin Verena Rode habe ich für die ausdauernde redaktionelle

V
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Bearbeitung der Manuskripte sehr zu danken. Herrn Ferlemann gilt zudem ein besonderer
Dank für die Aktualisierung und Überarbeitung des Sachverzeichnisses.
Für die überaus wohlwollende und stets zuverlässige Förderung des Handbuchs danken

seine Autoren erneut herzlich Herrn Rechtsanwalt Dr. Johannes Wasmuth und Frau Rechts-
anwältin Elena Boettcher, Juristisches Lektorat des Verlages C.H.Beck.

Berlin, im September 2013 Helge Sodan

Vorwort
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